
Setzung wurde am 2. Juli 1951 durch Beschluß des LG in G. 
zurückgewiesen und die Berufung als unzulässig verworfen.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation dieses Beschlus
ses beantragt. Der Antrag ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
In der angeführten Entscheidung wird zunächst zu

treffend festgestellt, daß die Frist zur Einlegung der 
Berufung gegen das erstinstanzliche Urteil deshalb ver
säumt worden ist, weil der Klägerin erst nach Ablauf 
dieser Frist die einstweilige Kostenbefreiung bewilligt 
wurde. Die Zurückweisung des Antrages auf Wieder
einsetzung gegen den Ablauf dieser Frist wird aber 
rechtsirrig damit begründet, daß die Frist für die 
Stellung dieses Antrages am 11. Juni 1951 bereits ver
strichen gewesen sei. § 234 ZPO bestimmt, daß die Frist 
für einen Wiedereinsetzungsantrag zwei Wochen von 
dem Tage der Behebung des Hindernisses an beträgt. 
Nach Ansicht des LG war dieses Hindernis am 
24. Mai 1951, dem Tage, an dem bei dem Anwalt der 
Klägerin der Kostenbefreiungsbeschluß einging, be
seitigt. Dieser Ansicht kann nicht zugestimmt werden. 
Das Hindernis ist vielmehr erst dann behoben, wenn 
die Partei von seiner Behebung Kenntnis erhält. Zwar 
muß eine Prozeßpartei die Kenntnis ihres Prozeßver
treters gegen sich gelten lassen. Es trifft auch zu, daß 
die Klägerin im vorliegenden Fall die Beiordnung des 
Rechtsanwalts Dr. G. in ihrem Armenrechtsgesuch be
antragt hatte. Darin könnte allenfalls eine ausreichende 
Bevollmächtigung des genannten Rechtsanwalts gegen
über dem LG gesehen werden. Für die Entscheidung 
der Frage nach der Kenntnis der Beseitigung des Hin
dernisses gemäß § 234 Abs. 2 ZPO ist aber das Innen
verhältnis zwischen Partei und Prozeßvertreter maß
gebend. Die Benennung eines bestimmten Anwalts im 
Antrag auf Bewilligung einstweiliger Kostenbefreiung 
gibt dem Antragsteller keine Gewißheit, daß dieser 
Anwalt auch für den Prozeß beigeordnet werden wird; 
er kann daher auch in der Regel erst nach Kenntnis 
von der Bewilligung seines Antrages den beigeordneten 
Anwalt beauftragen, es sei denn, daß dieser den Auf
trag bereits vorher entgegengenommen hat. Zu dieser 
Annahme wird man dann kommen müssen, wenn der 
beigeordnete Anwalt selbst den Antrag auf Kostenbe
freiung eingereicht hat. Das ist hier aber nicht der 
Fall; der Antrag ist vielmehr von dem erstinstanzlichen 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin gestellt worden.

Das LG hätte sich also nicht damit begnügen dürfen, 
festzustellen, wann der Beschluß über die einstweilige 
Kostenbefreiung bei dem beigeordneten Rechtsanwalt 
eingegangen ist, sondern hätte ermitteln müssen, ob 
dieser etwa schon vorher mit der Wahrnehmung der 
Interessen der Antragstellerin in dem schwebenden 
Rechtsstreit beauftragt worden war oder nicht. Hätte 
die Prüfung ergeben, daß ein derartiger Auftrag nicht 
erteilt worden war, so hätte weiter geprüft werden 
müssen, wann die Antragstellerin von der Bewilligung 
ihres Antrages Kenntnis erhalten hat, da dann dieser 
Zeitpunkt maßgebend für den Beginn der Frist nach 
§ 234 Abs. 2 ZPO ist. Der Zeitpunkt, in dem der Prozeß
vertreter Einblick in die Unterlagen der von ihm ver
tretenen Partei oder in die Gerichtsakten gewinnt, ist 
für die Frage des Fristbeginns von keiner Bedeutung.

II. Entscheidungen anderer Gerichte 
Zivilrecht

Die Prozeßführungsbefugnis des Treuhänders eines 
Betriebes erstreckt sich nicht auf Ansprüche, die nicht 
mit der ordnungsmäßigen Geschäftstätigkeit des unter 
Treuhand stehenden Unternehmens Zusammenhängen, 
sondern persönliche Angelegenheiten des Inhabers des 
Unternehmens betreffen. Dies gilt auch, wenn das 
Unternehmen die Firma eines Einzelkaufmanns ist.

KG, Urt. vom 4. September 1952 — 1 Kas 73/52.
Die Klägerin behauptet, mit dem Inhaber der Beklagten, 

dem Kaufmann L., einen Vertrag geschlossen zu haben, der 
die Bergung verschütteter Maschinen zum Gegenstand gehabt 
habe. Die Bergung sei auch erfolgt, nicht aber die vereinbarte 
Herausgabe der geborgenen Maschinen. Die Klägerin hat be
antragt, die Beklagte zur Herausgabe zu verurteilen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und zur Be
gründung vorgetragen, daß sie zur Klage nicht passiv legi
timiert sei. Die Firma des Kaufmanns L. sei unter Treuhand
schaft gestellt. Im Betriebe seien keine Unterlagen über die
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Bergung vorhanden; es handele sich um eine Vereinbarung, 
die der Inhaber der Firma nicht für diese, sondern persönlich 
als Privatmann getroffen habe.

über die Parteibehauptungen hat das Landgericht [Beweis 
erhoben und nach dem Klageantrag entschieden.

Gegen dieses Urteil richtete sich) die Berufung der Beklagten, 
die durch; den Zivilsenat des Kammergerichts zurückgewiesen 
wurde. In der Begründung heißt es: Es spiele für die Ent
scheidung keine Rolle, ob die Vereinbarung zwischen den Par
teien auf privater oder auf Firmengrundlage getroffen worden 
sei, denn es handle sich um eine Vereinbarung vor der Be
stellung der Treuhandschaft; zu dieser Zeit sei der Kaufmann 
L. alleiniger Inhaber der Firma gewesen, die nur den Namen 
darstelle, dessen sich der Kaufmann im Geschäftsverkehr be
diente. Erst durch die Errichtung der Treuhandschaft habe 
sich ein Sondervermögen gebildet, so daß nach diesem Zeit
punkt eingegangene Verbindlichkeiten des Inhabers die Firma 
nicht mehr verpflichten könnten. Für Verpflichtungen vor 
diesem Zeitpunkt hafte sowohl der Inhaber privat als auch 
das Sondervermögen.

Auf den Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts von 
Groß-Berlin hat der Kassationssenat des Kammergerichts das 
rechtskräftige Berufungsurteil des Zivilsenats aufgehoben und 
die Klägerin mit ider Klage abgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Seit Beginn des Rechtsstreits hat die Beklagte ihre 

Passivlegitimation bestritten. Die Ausführungen in den 
Gründen des angefochtenen Urteils, daß es bei der 
Entscheidung keine Rolle spiele, ob die Vereinbarung 
zwischen den Parteien auf privater oder geschäftlicher 
Grundlage geschlossen sei, da vor Errichtung der Treu
handschaft der Kaufmann L. alleiniger Inhaber der 
Beklagten gewesen und die Firma eines Einzelhandels
kaufmanns nur der Name sei, dessen sich der Kauf
mann im Geschäftsverkehr bediene, beruhen auf einer 
grundsätzlichen Verkennung der rechtlichen Bedeutung 
der von der Beklagten erhobenen Einwendung, wenn 
sie es allein auf die Frage der Haftungsbeschränkung 
abstellen.

Die Errichtung der Treuhandschaft durch einen Akt 
der zuständigen Verwaltungsbehörde entzieht dem Ein
zelhandelskaufmann die Verfügungsbefugnis mit bür
gerlich-rechtlicher Wirkung über denjenigen Teil seines 
Vermögens, der in seinem Gewerbebetrieb investiert 
ist. Das Vermögen des Einzelhandelskaufmanns wird 
damit aber nicht in zwei getrennte Vermögensmassen 
gespalten, wie der Zivilsenat anscheinend meint, son
dern es tritt nur eine Beschränkung der Verfügungs
befugnis des Inhabers ein (vgl. hierzu Artzt in NJ 1952
S. 22 ff.). Der Treuhänder hat damit dem Inhaber 
gegenüber eine vertreterähnliche Rechtsstellung mit der 
Aufgabe, an Stelle des Inhabers den Betrieb im Inter
esse der Allgemeinheit und der Wirtschaft zu ver
walten. Er kann in Ausübung der ihm zustehenden 
Rechte zum Wohle des von ihm treuhänderisch verwal
teten und im Betrieb investierten Vermögens den In
haber auch mit dessen Privatvermögen rechtswirksam 
verpflichten (vgl. hierzu OG in NJ 1951 S. 88). Dieser 
Inhalt und die Aufgaben der rechtlichen Funktion des 
Treuhänders bestimmen auch den Umfang seiner Ver
tretungsbefugnis. Aus ihnen ist die Frage seiner Pro
zeßführungsbefugnis, die Frage seiner Aktiv- oder 
Passivlegitimation zu beantworten. Sein Recht, im Pro
zeß als Kläger aufzutreten, oder seine Pflicht, als Be
klagter rechtswirksam zu handeln und einen gegen den 
Inhaber gerichteten Prozeß, dessen Vertreter er in 
diesem Falle darstellt, zu führen, kann also über seine 
Verwaltungs- und Vertretungsbefugnis als Treuhänder 
nicht hinausgehen. Hiervon zu unterscheiden ist die 
Frage der Haftung des Betriebsvermögens - für persön
liche Verbindlichkeiten des Inhabers. Die Prozeßver
tretungsbefugnis des Inhabers geht mit der Anordnung 
der Treuhandschaft, wie der Generalstaatsanwalt mit 
Recht ausführt, nur insoweit auf den Treuhänder über, 
als es sich um mit dem Betrieb zusammenhängende 
Ansprüche handelt (vgl. hierzu auch Artzt in NJ 1952
S. 23), auf welche das angefochtene Urteil es irrtümlich 
allein abstellt.

Im vorliegenden Falle handelt es sich nach dem Er
gebnis der Beweisaufnahme nicht um einen Anspruch, 
der sich auf den Betrieb bezieht. Aus der Beweis
aufnahme und den Akten ergibt sich, daß der Inhaber 
die Bergungsvereinbarungen nicht für den Betrieb, 
sondern als eine persönliche Angelegenheit behandelte; 
er hat zwar anfangs die Lohngelder für den von ihm 
ausgeführten Bergungsauftrag aus den Geschäftsgeldern 
seiner Firma entnommen, sodann aber kurze Zeit später


